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Berufsberechtigung 

§ 3. (1) Zur berufsmäßigen Ausübung eines bestimmten in diesem Bundesgesetz geregelten 
gehobenen medizinisch-technischen Dienstes ist berechtigt, wer 

 1. eigenberechtigt ist, 

 2. die für die Erfüllung der Berufspflichten notwendige gesundheitliche Eignung und 
Vertrauenswürdigkeit besitzt, 

 3. eine Ausbildung an einer medizinisch-technischen Akademie für den entsprechenden gehobenen 
medizinisch-technischen Dienst erfolgreich absolviert sowie die kommissionelle Diplomprüfung 
erfolgreich abgelegt hat und dem hierüber ein Diplom ausgestellt wurde, 

 4. über die für die Berufsausübung notwendigen Sprachkenntnisse verfügt und 

 5. in das Gesundheitsberuferegister gemäß Gesundheitsberuferegister-Gesetz, BGBl. I Nr. xx/201x, 
eingetragen ist. 

(2) Nicht vertrauenswürdig ist, wer insbesondere 

 1. wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen zu einer mehr als 
einjährigen Freiheitsstrafe verurteilt wurde, solange die Verurteilung nicht getilgt ist und 

 2. wenn nach der Eigenart der strafbaren Handlung und nach der Persönlichkeit des Verurteilten die 
Begehung der gleichen oder einer ähnlichen strafbaren Handlung bei Ausübung des gehobenen 
medizinisch-technischen Dienstes zu befürchten ist. 

(3) Einem Diplom gemäß Abs. 1 Z 3 ist gleichgehalten: 

 1. ein Diplom über eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung an einer medizinisch-technischen 
Schule für den entsprechenden gehobenen medizinisch-technischen Dienst nach den vor 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden Regelungen des Bundesgesetzes betreffend die 
Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-technischen Dienste und der 
Sanitätshilfsdienste, BGBl. Nr. 102/1961 (in der Folge: Krankenpflegegesetz), oder 

 2. eine im Ausland erworbene Urkunde über eine erfolgreich absolvierte Ausbildung im 
entsprechenden gehobenen medizinisch-technischen Dienst, wenn der an einer ausländischen 
Fachhochschule oder einer vergleichbaren postsekundären oder tertiären Bildungseinrichtung 
erworbene Grad als an einem Fachhochschul-Bachelorstudiengang gemäß Abs. 4 erworbener 
akademischer Grad gemäß § 5 Abs. 4 FHStG nostrifiziert wurde, oder 

 2a. eine im Ausland erworbene Urkunde über eine erfolgreich absolvierte Ausbildung im 
entsprechenden gehobenen medizinisch-technischen Dienst, wenn die Gleichwertigkeit der 
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Urkunde gemäß § 6 dieses Bundesgesetzes in der Fassung vor der Novelle BGBl. I Nr. 57/2008 
oder gemäß den vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden Regelungen des 
Krankenpflegegesetzes mit einem österreichischen Diplom festgestellt und die im 
Nostrifikationsbescheid vorgeschriebenen Bedingungen erfüllt sind, oder 

 3. eine von einem Staatsangehörigen eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR-Vertragsstaat) oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft in einem 
anderen EWR-Vertragsstaat oder in der Schweizerischen Eidgenossenschaft erworbene Urkunde 
über eine erfolgreich absolvierte Ausbildung in einem gehobenen medizinisch-technischen 
Dienst, wenn die Zulassung zur Berufsausübung gemäß § 6b erteilt wurde und die allenfalls 
vorgeschriebenen Bedingungen erfüllt wurden. 

(4) Einem Diplom gemäß Abs. 1 Z 3 ist eine Urkunde über einen an einer österreichischen 
fachhochschulischen Einrichtung erfolgreich abgeschlossenen Fachhochschul-Bachelorstudiengang 
gemäß Fachhochschul-Studiengesetz – FHStG, BGBl. Nr. 340/1993, in der jeweils geltenden Fassung, für 
den entsprechenden gehobenen medizinisch-technischen Dienst gleichgehalten, sofern dieser 

 1. unter der Leitung eines (einer) Angehörigen des entsprechenden gehobenen medizinisch-
technischen Dienstes steht und 

 2. der Verordnung gemäß Abs. 5 entspricht. 

(4a) Die Urkunde gemäß Abs. 4 hat die entsprechende Berufsbezeichnung (§ 10) zu enthalten. 

(5) Der (Die) Bundesminister (Bundesministerin) für Gesundheit und Frauen hat für Ausbildungen 
gemäß Abs. 4 nähere Bestimmungen über die Kompetenzen, die im Rahmen des Fachhochschul-
Bachelorstudienganges erworben werden müssen, einschließlich der Mindestanforderungen an die 
Ausbildungen durch Verordnung festzulegen. 

(6) Die Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung Austria hat 

 1. bei der Bearbeitung der Anträge auf Akkreditierung, auf Verlängerung oder bei Widerruf der 
Akkreditierung von Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für die Ausbildung in den gehobenen 
medizinisch-technischen Diensten zwei vom (von der) Bundesminister (Bundesministerin) für 
Gesundheit nominierte Sachverständige zur Beurteilung der Übereinstimmung der Anträge bzw. 
der Fachhochschul-Bachelorstudiengänge mit den Anforderungen der Verordnung gemäß Abs. 5 
beizuziehen, 

 2. bei der Entscheidung über Anträge auf Akkreditierung, Verlängerung oder bei Widerruf der 
Akkreditierung von Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für die Ausbildung in den gehobenen 
medizinisch-technischen Diensten das Einvernehmen des (der) Bundesministers 
(Bundesministerin) für Gesundheit einzuholen, 

 3. eine Abschrift der Entscheidung über die Akkreditierung, die Verlängerung oder den Widerruf 
der Akkreditierung eines Fachhochschul-Bachelorstudienganges für die Ausbildung in den 
gehobenen medizinisch-technischen Diensten dem (der) Bundesminister (Bundesministerin) für 
Gesundheit zu übermitteln und 

 4. einen jährlichen Bericht über den Stand der Entwicklungen betreffend Ausbildungen in den 
gehobenen medizinisch-technischen Diensten im Fachhochschulbereich im abgelaufenen 
Kalenderjahr einschließlich Informationen über die einzelnen Studienbetriebe und den kurz-, 
mittel- und längerfristigen Bedarf bis 1. März eines jeden Jahres dem (der) Bundesminister 
(Bundesministerin) für Gesundheit zu erstatten. 

Der Bundesminister für Gesundheit ist berechtigt, die Agentur für Qualitätssicherung und 
Akkreditierung Austria im Rahmen der kontinuierlichen begleitenden Aufsicht über akkreditierte 
Fachhochschul-Bachelorstudiengänge mit der Evaluierung der Einhaltung der in der Verordnung gemäß 
Abs. 5 festgelegten Anforderungen zu beauftragen (§ 3 Abs. 3 Z 5 und 8 Hochschul-
Qualitätssicherungsgesetz-HS-QSG, BGBl. I Nr. 74/2011). Bei der Evaluierung sind zwei vom (von der) 
Bundesminister (Bundesministerin) für Gesundheit nominierte Sachverständige beizuziehen. 


